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Problemstellung 

"Die Zeiten sind vorüber, wo Frankfurt in einer gewissen Selbstgenügsamkeit, 
getragen von dem Gefühle der ihm beiwohnenden Bedeutung, sich auf sich selbst 
zurückziehen und seine Entwicklung gemächlich der Zeit und der Gunst der Um-
stände überlassen mochte. Frankfurt hat heute alle Ursache, sich ernstlich zu rüh-
ren und in richtiger Etfassung seiner Lage und der gebotenen Mittel zu streben, 
einer der Zentralpunkte jenes großen Welt- und Verkehrslebens zu werden, das 
durch die Anreize, welche es den Vermögenden bietet, fähig ist, die Vorteile der 
Freizügigkeit in umfassender und nachhaltiger Weise der Stadt zuzuwenden."1 

Mit diesem Aufruf - der noch heute Gültigkeit haben dürfte - proklamierte 
der Frankfurter Oberbürgermeister Mumm in seinem ersten Verwaltungsbe-
richt vom 14.12.1869 die Hinwendung der Stadt zu bewußter Verwaltungstä-
tigkeit, zu einer "umfangreichen modernen Wirtschaftstätigkeit der Gemein-
den",2 zur Leistungsverwaltung. 

I. Gegenstand der Arbeit 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, zum Verständnis der Mechanismen der 
Leistungsverwaltung beizutragen. Für die Entwicklung der Verwaltungstätig-
keit ist diese von besonderer Bedeutung. An ihr läßt sich zeigen, aus welchen 
Gründen die Verwaltung ausgedehnt wurde, und welche Interessen dem ent-
gegenstanden. Bemerkenswert ist dabei sowohl die Entwicklung eines öko-
nomischen Instrumentariums zur Finanzierung als auch das Aufgreifen von 
juristischen Ausgestaltungsmöglichkeiten. 

Im Gegensatz zur Eingriffsverwaltung, der ordnenden Verwaltung, die in 
die Rechtssphäre des Bürgers eingreift, spricht die Verwaltungslehre heute 
von Leistungsverwaltung, wenn dem Bürger Vergünstigungen gewährt wer-

2' 

1 VB 1869 das Zitat fmdet sich bei Varrentrapp. S. 5. 
2 Vgl. hierzu Rüfner, Formen, S. 87. 
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den. 3 Zweifel könnten gegenüber dem Begriff Leistungsverwaltung angebracht 
sein, weil er primär auf die Institutionen Trägerschaft, die Verwaltung, abstellt 
und nicht wie der Forsthoffsehe Begriff der "Daseinsvorsorge" an eine be-
stimmte Gruppe von Leistungen, an die lebensnotwendigen Güter, anknüpft. 
Zudem bietet der Begriff "Daseinsvorsorge" eine normative und sozialge-
schichtliche Erklärung. 4 Da er jedoch zu einem "Allerweltsbegriff'' geworden 
ist, zu einem politischen Schlagwort, wird der für die Rechtswissenschaft 
präzisere Terminus "Leistungsverwaltung" vorgezogen. 5 Auch dieser geht auf 
Forsthoff zurück. der ihn in seiner Schrift "Die Verwaltung als Lei-
stungsträger"6 entwickelt hat. Eine systematische Untersuchung zum Begriff 
erfolgte erstmals 1973 durch Göttrupp. Bereits bei Forsthoff wurde deutlich, 
daß sich der Bedeutungsinhalt von "Leistungsverwaltung" nicht in der juristi-
schen Komponente erschöpft, sondern auch rechtliche und gesellschaftliche 
lmplikationen, wie die Daseinsvorsorge, d.h. alle Veranstaltungen der öffent-
lichen Hand, enthält. 7 

Den Untersuchungsgegenstand im engeren Sinne bildet die kommunale 
Leistungsverwaltung. 

Während dem Staat im Zeitalter des Liberalismus und der Zurückbildung 
des polizeilichen Tätigkeitsbereiches die ideologische Grundlage für ein Ein-
greifen in wirtschaftliche und soziale Bereiche entzogen wurde, galt die Füh-
rung der gemeindlichen Verwaltungsgeschäfte als Leitung eines Geschäfts. 
Die vom Liberalismus vorgenommene Trennung zwischen Staat und Gesell-
schaft ordnete die Gemeinden dem gesellschaftlichen Bereich zu. Infolgedes-
sen übertrug die liberale Staatsauffassung die für den Staat geltenden Grund-
sätze des laissez faire, laissez aller nicht auf die Gemeinden. 8 

Zeitlich und örtlich ist eine Begrenzung auf die Leistungsverwaltung im 
Frankfurt der Oberbürgermeisterjahre Daniel Heinrich Mumms von Schwar-
zenstein, also 1868-1880, gewählt worden. 

3 Maurer, Rdnr. 22 . 

• 4 Sieh~? hierzu Hofmann, Dasei!:tsvorsorgeri S. 167; vgl. zu den Unsc~~Jfen des Be-
griffes Le1stungsverwaltung: Wittkiimper S. 2a f; Krabbe, Kommunalpohtik, S. 17. 

5 So au~h u.a. GöttngJp, Jlassirn; Rü[ner, S. 87; Matz.erath, L~istungs_verwaltung, 
S. 9; Wittkiimper, S. 28 I; zur Problematik der Konzentration auf d1e Dasemsvorsorge, 
vgl. Matzerath, Buchbesprechung, S. 362. 

6 Forstho./J, Verwaltung, S. 6. 
7 Matzerath, Leistungsverwaltung, S. 4. 
8 Göttrupp1 S. 33 ff; Matzerath, Leistungsverwaltung, S. 12; Reulecke, S. 63; Mat-

zerath, Urbamsierung, passim. 
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Ausschlaggebend war, daß sich in den Jahren 1867-1918 die kommunale 
im Vergleich zur staatlichen Tätigkeit in erheblichem Umfang ausdehnte. So 
stiegen die Sach- und Personalausgaben der Gemeinden zwischen 1870 und 
1913 um das elffache, während die der Bundesstaaten nur um das Fünffache 
wuchsen. 9 Die siebziger Jahre markieren den Beginn der qualifizierten Phase 
der Urbanisierung. 10 

Mit Frankfurt wurde typologisch eine Handels- und Gewerbestadt älterer 
Tradition zum Untersuchungsgegenstand gemacht. 11 Sie zeigte im untersuch-
ten Zeitraum einen niedrigen Industrialisierungsgrad. 12 Kanngießer charakte-
risierte Frankfurt 1892 folgendermaßen: 

"Frankfurt ist seinem Wesen nach ein Emporium des Handels, der aber weit mehr 
im Geldmarkt (Börsen- und Bankwesen) als im eigentlichen Warenhandel seinen 
Schwerpunkt findet; es ist ferner eine Luxusstadt, welche auf einen starken Frem-
denverkehr Wld auf die fortschreitende Ansiedlung wohlhabender Bevölkerungs-
elemente angewiesen ist." 13 

An dieser Charakterisierung änderte auch die 1877 erfolgte Eingemeindung 
des mehr gewerblich-industriellen Bornheims nichts. Frankfurts Bevölkerung 
von 91.000 Einwohnern im Jahre 1870/7114 erfüllt fast heutige Kategorien 
einer Großstadt, nämlich 100.000 Einwohner. 11 1874 war diese Grenze bereits 
überschritten. 16 

Die Untersuchung speziell Frankfurts ist von Bedeutung, weil sich dort 
1866 - kurz vor Beginn der Amtszeit Mumms - ein höchst bemerkenswerter 
staats-, völker- und verwaltungsrechtlicher Umbruch vollzogen hatte. Frank-

9 Hofmann, VerwG ill, S. 578 ff; Bajohr, S. 69. 
10 Hardtwig, Großstadt, S. 20 m.w.H.; Nipperdey, S. 159; Reulecke, S. 20. Belege 

bei Silbergleit passim,; Mombert, passim. 
11 Zu dieser Eingi1Jilpierung: Gall, Stadt, S. 17 andere Stadttypen sind: frühindu-

strielle Gewerbestadt mdustriestadt Residenz-) Verwaltungsstaat und Universitäts-
stadt; vel. Krabbe, Kommunalpolitik mit ähnhchtor Typologie, S. 103; vgl. Bothe, 
s. 7041. 

. ~ Steitz S. 176; Rebentisch, S . . 91 ff; vgl. die Gewerbezählung in: Beiträge zur .Sta-
tlstik, S. 23 ff, S. 242; zur gewerbbeben Rangstellung Frankfurts; Hinderliter, passtm. 

13 Kanngießer, Gegenwart, S. 56. 
14 VB 1872, S. 2; vgl. auch Si/berg/eil, Tabellen S. 8. 
13 Zur Problematik der Übertragun_g heutiger Großstadtgrenzen ( 100.000 Einwohner 

aufStädte im 19. Jh, vgl. Hardtwig, Großstadt, S. 21. 
16 Zur Bevölkerungsentwicklung vgl. VB 1874, S. 5; 1877 S. 4; vgl. Rebentisch, 

S. 95; Hohorst, S. 45: 1875-1890 wuchs Frankfurt um 74,5%. 


	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungen
	Problemstellung
	I. Gegenstand der Arbeit


